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Pressemitteilung 

BDP zeichnet Offenen Brief „Fünf Schritte zu mehr Vertrauen in die ePA“ 
und spricht klare Widerspruchs-Empfehlung zur ePA-Anlage für psychisch 
erkrankte gesetzlich Versicherte aus 

Gemeinsam mit rund 30 Organisationen und knapp 20 Einzelpersonen zeichnet der Be-
rufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen (BDP) einen vom Innovations-
bund Öffentliche Gesundheit initiierten Offenen Brief an Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach zum Start der Erprobungsphase der elektronischen Patientenakte 
(ePA). Für mehr Vertrauen in die ePA fordern die zeichnenden Parteien vor allem die 
Schließung vorhandener Sicherheitslücken. Gleichzeitig empfiehlt der Verband gesetz-
lich Versicherten mit psychischen Erkrankungen aufgrund der aktuellen Sicherheitslü-
cken der Anlage einer elektronischen Patientenakte (ePA) zu widersprechen. 

Berlin, 09.01.2025: Grundsätzlich besteht Einigkeit in Bezug auf die Notwendigkeit einer Digita-
lisierung im Gesundheitswesen in Deutschland und Europa unter den zeichnenden Parteien und 
begrüßt wird auch die Mitte Januar 2025 beginnende Testphase zur Identifizierung von möglichen 
Risiken bei der ePA-Einführung. Gleichzeitig bestehen aber erhebliche Bedenken bezüglich der Ein-
führung der ePA zum aktuellen Zeitpunkt.   

Vor allem die auf dem Kongress des Chaos Computer Clubs Ende 2024 aufgezeigten gravierenden 
Sicherheitslücken, die den unbefugten Vollzugriff Dritter auf die Gesundheitsdaten von 70 Millionen 
gesetzlich Versicherten ermöglichen, müssen dringend behoben werden.  

Aufgrund der aktuell bestehenden Sicherheitslücken empfehlen der BDP und seine Fachsektion 
Psychologischer Psychotherapeut*innen (VPP im BDP) psychisch erkrankten gesetzlich Versicher-
ten der Anlage einer ePA zu diesem Zeitpunkt grundsätzlich zu widersprechen oder bei einer bereits 
angelegten Akte eine Löschung zu beantragen. Alternativ können Versicherte bei ihren Behandeln-
den der Speicherung von Daten in der ePA widersprechen. 

Für einen langfristigen Erfolg der ePA braucht es aus Sicht der zeichnenden Parteien einige Maß-
nahmen, die der BDP bereits mehrfach eingefordert hat: Die Behebung von Mängeln beim Berech-
tigungsmanagement durch eine Vergabe von differenzierten Zugriffsmöglichkeiten sowie eine 
transparente Informationspolitik bezüglich möglicher Sicherheitslücken bei der technischen Infra-
struktur der ePA. Eine öffentliche Begutachtung durch Wissenschaft, zivilgesellschaftliche Ak-
teur*innen und unabhängige Expert*innen könnte als wichtige Kontrollinstanz fungieren.  

Zur Stärkung des Vertrauens in die ePA müssen alle berechtigten Bedenken vor einem bundeswei-
ten Start glaubhaft und nachprüfbar ausgeräumt werden und auch danach muss es einen offenen 
und fortwährenden Entwicklungsprozess geben. Noch ist ausreichend Zeit, die Mängel zu beseiti-
gen und die Weichen für eine erfolgreiche Einführung der ePA zu stellen.   
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